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Ihre Zeichen, Ihre Nachricht vom 

 
Datum 

00569-23-34  12.07.2023 
 
Grundstück Mühlhausen, Gasometerweg , Wendewehrstraße 
Gemarkung Mühlhausen 
Flur 17 
Flurstück 18/29 

Vorhaben 
Neubau Feuerwache Mühlhausen 

Änderung Bebauungsplan Nr. 2 b "Wendewehr, Gasometerweg" 

hier: Frühzeitige Beteiligung 
 

Landratsamt Unstrut-Hainich-Kreis Bankverbindung: Servicezeiten: 
   
99974 Mühlhausen, Lindenhof 1 Sparkasse Unstrut-Hainich Montag keine 
Telefon: 03601 800 IBAN: DE37 8205 6060 0511 0078 76 Dienstag 09:00  12:00 Uhr 
Fax: 03601 801081    14:00  18:00 Uhr 
    Mittwoch keine 
E-Mail: poststelle@uh-kreis.de   Donnerstag 09:00  12:00 Uhr 
De-Mail: kontakt@unstrut-hainich-kreis.de-mail.de  14:00  16:00 Uhr 
Internet: www.unstrut-hainich-kreis.de  Freitag keine 
Ust-IdNr: DE150391160     

 
 

 

- 

Bereich: Fachdienst Bau und Umwelt 
 Untere Bauaufsichtsbehörde 

Dienstgebäude: 99974 Mühlhausen 

 Lindenhof 1 

Auskunft erteilt: Herr Gemmel 

Zimmer: H4-3.18 

Telefon: 03601/802794 

Telefax: 03601/80132794 

E-Mail: s.gemmel@uh-kreis.de 
Die rechtsverbindliche elektronische Kommunikation ist über die im Briefkopf genannte E-
Mail-Adresse nicht möglich. Bitte nutzen Sie hierzu unsere virtuelle Poststelle. Die 
entsprechenden Rahmenbedingungen finden Sie auf unserer Homepage www.unstrut-
hainich-kreis.de unter Hinweise - Elektronische Kommunikation mit dem Landratsamt 
Unstrut-Hainich-Kreis nach § 3a Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetz (ThürVwVfG) - 

Terminvergabe: 
 
Für die Bereiche Migration, Fahrerlaubnisbehörde und  
KFZ-Zulassung ist eine Terminvereinbarung erforderlich. 
Dazu sei verwiesen auf das Online-Terminvergabeportal 
auf 
www.unstrut-hainich-
kreis.de/index.php/terminvergabe

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
in Bezug auf Ihre E-Mail vom 27.06.2023 bezüglich der Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2b 

 
 
 

1.  keine Äußerung/keine Bedenken/keine Betroffenheit 

   

2.  Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen,  

die ohne Zustimmung, Befreiung o. ä. in der Abwägung nicht überwunden werden können  
 

3.  Fachliche Stellungnahme 

 

  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren 

können, mit Angabe des Sachstandes 
 

  Sonstige fachliche Informationen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan,  

  gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 
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3.1 Immission 
 
Zur Beurteilung des Vorhabens aus immissionsschutzfachlicher Sicht ist die Vorlage einer 
Schallimmissionsprognose erforderlich. Es ist nachzuweisen, dass - unter Berücksichtigung der 
Vorbelastung  
an den maßgeblichen Immissionsorten innerhalb und außerhalb des Bebauungsplanes der 
Beurteilungspegel die zulässigen Lärmpegel nicht überschritten werden: 
 
1. Im Bereich des Bebauungsplangebietes 
 

An den vorgesehenen Änderungsbereich des v. g. B-Planes, auf welchem die Errichtung einer 
Feuerwache geplant ist, schließen sich Westen und im Osten Flächen an, die im vorhandenen B-
Plan als Gewerbegebiete ausgewiesen und genutzt werden. Im Süden wird das betroffene Areal 

Gebiets durch Gewerbe- und Straßenverkehrslärm nicht ausgeschlossen werden. Die Vorbelastung 
ist gutachterlich zu ermitteln und für weitere Planungen beim Bau Feuerwache hinsichtlich 
Grundrissgestaltung/Gebäudestellung (z. B. Anordnung der Bereitschaftrsräume mit 
Schlaffunktion) zu berücksichtigen. 

 
2. Außerhalb des Bebauungsplangebietes  
 

Südlich des betroffenen Areals schließt sich an die Bundesstraße B 247 im Bereich 

inwiefern an den gemäß der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) 
maßgeblichen Immissionsorten außerhalb des Bebauungsplangebietes die zulässigen 
Immissionsrichtwerte durch die Ansiedlung der Feuerwache eingehalten werden können. 

 
  Hinweis: 
 

 Die Einstufung des Gebietscharakters der v. g. Bebauung im Einwirkungsbereich der geplanten 
Änderung des betroffenen B-Planes ist von der zuständigen Bauaufsichtsbehörde auf Grundlage 
der BauNVO vorzunehmen. 

 
3. Die Ermittlung der zu erwartenden Geräuschimmissionen ist von einem fachkundigen Ingenieurbüro 

für Schallschutz und Bauakustik durchführen zu lassen und hat nach den Vorschriften der 
Technischen Anleitung zum Schutz vor Lärm (TA Lärm) vom 26.08.98 zu erfolgen.  

 
 
3.2 Wasser 
 
Gegen das Vorhaben bestehen keine Bedenken.  
 
Sämtliche Abwässer sind an die zentrale Abwasserbehandlungsanlage anzuschließen. 
 
 
3.3 Naturschutz 
 
Änderung des Flächennutzungsplans: 

Auf der Grundlage der Aussagen des Landschaftsplanes ist im weiteren Planungsverfahren auf eine 
ausreichende Durchgrünung des Plangebietes zu achten. 
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Hinweise zum Bebauungsplan: 
 
Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfanges des Umweltberichts 
 
3.3.1 
 
Die artenschutzfachliche Bedeutung des Geltungsbereiches des B-Plans ist durch einen 
Artenschutzfachbeitrag (AFB) darzustellen. Die Erarbeitung des AFB sollte durch ein auf diese 
Fragestellungen spezialisiertes Büro vorgenommen werden.  
 
Im AFB sind im Rahmen der Relevanzprüfung  auf der Grundlage von Verbreitungskarten und 
Lebensraumansprüchen  zuerst diejenigen Arten zu ermitteln, die im Plangebiet mit hoher 
Wahrscheinlichkeit nicht vorkommen oder für die das mit der Planung bezweckte Vorhaben mit Sicherheit 
keine Auswirkungen hat.  
 
Soweit Arten verbleiben, die beeinträchtigt werden können, ist für diese in einer Konfliktanalyse zu prüfen, 
ob das geplante Vorhaben bzw. damit verbundene Handlungen geeignet sind, diesen Arten gegenüber 
Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG auszulösen. Gegenstand dieser Prüfung ist auch die 
Möglichkeit der vorsorgenden Durchführung von Maßnahmen zur kontinuierlichen Funktionserhaltung 
ansonsten beeinträchtigter Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (CEF-Maßnahmen). 
 
Das Ergebnis von Relevanzprüfung und Konfliktanalyse ist einschließlich der erforderlichen Vermeidungs-, 
CEF- oder FCS-Maßnahmen im AFB darzustellen, d.h. es ist zu bewerten, ob durch die Planung die 
Erfüllung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände droht. 
 
Begründung: 
 
Auf der Grundlage des § 1 Abs. 6 Nr. 7 i.V. Abs. 8 BauGB sind die Belange des Umweltschutzes 
einschließlich des Naturschutzes auch bei Änderungen von Bauleitplänen zu berücksichtigen. Es handelt 
sich im Bestand um eine mit Bäumen bestandene Gr
Umsetzung der Planung werden umfangreiche Versiegelungen durch den Neubau der Feuerwache 
einschließlich Parkflächen erfolgen. Ein Bebauungsplan verliert seine Planrechtfertigung, wenn seiner 
Umsetzung dauerhaft zwingende Vollzugshindernisse entgegenstehen. Derartige Vollzugshindernisse 
können sich aus den artenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 BNatSchG ergeben. Gerade weil der 
B-Plan dauerhaftes Baurecht schafft, müssen die artenschutzrechtlichen Verbote gem. § 44 Abs. 1 
BNatSchG in die bauleitplanerischen Überlegungen einbezogen werden.  
 
Die Berücksichtigung des Artenschutzes in der Bauleitplanung erfolgt durch die Berücksichtigung von 
"Tieren" und "Pflanzen" nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a BauGB im Rahmen der Eingriffsbilanzierung 
(national geschützte Arten ohne europäisch geschützte Arten) sowie die Durchführung einer 
artenschutzrechtlichen Prüfung im Sinne des § 44 BNatSchG für die europäisch geschützten Arten (Anhang 
IV der FFH-RL und europäische Vogelarten nach Art. 1 der EG-VRL).  
 
Erst die Gesamtbetrachtung der Auswertung bereits vorhandener Erkenntnisse sowie eigene Bestands-
erfassungen, ggf. auf der Grundlage eines "worst-case-Szenarios", können im Ergebnis zu einer 
verlässlichen Bewertung der artenschutzrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens führen. 
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3.3.2 
 
Mit der Realisierung des Bebauungsplanes werden Eingriffe in die Natur und Landschaft durchgeführt. 
Sowohl der Eingriff als auch die entsprechenden Kompensationsmaßnahmen sind in einem Umweltbericht 
mit integriertem Grünordnungsplan zu bewerten und zu bilanzieren. Vermeidungs-, Minimierungs-, und 
Kompensationsmaßnahmen sind zu konkretisieren und mittels Maßnahmenblättern und Planzeichnung 
darzustellen.  
 
Der Bebauungsplan-Entwurf beinhaltet bisher keine Flächen für Kompensationsmaßnahmen. Sollten 
Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Plangebietes erforderlich werden, sind diese als externer 
Geltungsbereich in die Festsetzungen des B-Planes aufzunehmen. 
 
Begründung: 
 
Auf der Grundlage des § 1 Abs. 6 Nr. 7 i.V. Abs. 8 BauGB sind die Belange des Umweltschutzes 
einschließlich des Naturschutzes auch bei Änderungen von Bauleitplänen zu berücksichtigen. Es handelt 

Umsetzung der Planung werden umfangreiche Versiegelungen durch den Neubau der Feuerwache 
einschließlich Parkflächen erfolgen. 
 
Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB i.V. mit § 1a und § 2 Abs.4 BauGB sind die Belange des Umweltschutzes 
zu prüfen. Die Umweltauswirkungen sind zu ermitteln und in einem Umweltbericht zu beschreiben und zu 
bewerten. Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des 
Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes in seinen nach § 1 
Abs. 6 Nr. 7 BauGB bezeichneten Bestandteilen sind zu berücksichtigen. 
 
 
3.4 Verkehr 
 
Seites der Straßenbauverwaltung gibt es keine Bedenken. 
 
 
3.5 Bodenschutz/Altlasten  
 
Sollten sich bei der Vorhabenrealisierung Verdachtsmomente für das Vorliegen bisher nicht bekannter 
schädlicher Bodenveränderungen / Altlasten ergeben, so sind diese im Rahmen der Mitwirkungspflicht (§ 2 
Thüringer Bodenschutzgesetz (ThürBodSchG)) sofort der Unteren Bodenschutz- und Altlastenbehörde 
anzuzeigen. Die weitere Vorgehensweise ist mit der Unteren Bodenschutz- und Altlastenbehörde 
abzustimmen. 
 
 
3.6 Abfall 
 
1. Die bei Erschließungs-, Sanierungs-, Rückbau- und sonstigen Baumaßnahmen anfallenden Abfälle sind 

getrennt zu halten (Vermischungsverbot), zu deklarieren und umgehend, spätestens jedoch nachdem 
eine vollständige Transporteinheit angefallen ist, ordnungsgemäß und schadlos zu entsorgen. In 
Abhängigkeit von der Schadstoffbelastung sind diese Abfälle vor der Entsorgung den entsprechenden 
Abfallschlüsselnummern gemäß der Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV) zuzuordnen. Der Transport 
von Abfällen unterliegt Anzeige-, Erlaubnis-, und Kennzeichnungspflichten auf Grundlage des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG). Eine Zwischenlagerung der angefallenen Abfälle über die Dauer 
der Erschließungs- oder Baumaßnahmen hinaus ist auf Flächen, die nicht für diesen Zweck 
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freigegebenen wurden grundsätzlich nicht erlaubt und überdies in Abhängigkeit der zu lagernden 
Mengen bzw. im Falle einer geplanten Behandlung (z.B. durch brechen, schreddern o.a.) ggf. nach 
Bundes-Immissionsschutzgesetz genehmigungsbedürftig. 
 

2. Grundsätzlich sind zwei Arten der Entsorgung von Abfällen möglich, Verwertung oder Beseitigung. Der 
Abfallverwertung ist Priorität vor der Abfallablagerung einzuräumen. Erst wenn eine Verwertung 
technisch nicht möglich und wirtschaftlich nicht zumutbar ist, sind die Abfälle zu beseitigen. 
 

3. Nach Art und Beschaffenheit werden die Abfälle in gefährliche und nicht gefährliche Abfälle eingestuft. 
 

4. Der Nachweis der Entsorgung hat gemäß den Regelungen der Nachweisverordnung zu erfolgen. 
 

5. Für den Vollzug und die Überwachung der abfallrechtlichen Regelungen zur Entsorgung von 
gefährlichen Abfällen ist das Referat 74 im Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz 
in Weimar zuständig. 

 
 
 
Mit freundlichen Grüßen         
Im Auftrag 
 
 
gez. Gemmel  
M. Sc.       
 
 








